
Ich hätte Horror
davor, Eltern mit
dem Bildungs-
kompass zur Schul-
einschreibung
gehen zu lassen.

Stefan Hopmann

Wirtschaftsuni
wirbt um arme
Studenten
WU-Botschafter sollen
künftig an Schulen kommen.

Wien. Derzeit kommen an der
Wirtschaftsuniversität (WU)
Wien nur acht Prozent der Stu-
dierenden aus einer niedrigen
sozialen Schicht. Mit Werbeak-
tionen an Schulen mit vielen
sozial benachteiligten Jugendli-
chen, Mentorenprogrammen
und speziellen Stipendien für
diese Gruppe will WU-Rektorin
Edeltraud Hanappi-Egger künf-
tig die soziale Durchmischung
an der Uni verbessern.

„Ich sehe es als gesellschaft-
liche Aufgabe von Universitäten,
jungeMenschen, die für ein Stu-
dium geeignet sind, sich das
aber vielleicht noch gar nicht
überlegt haben oder aber nicht
leisten könnten, zu fördern“,
sagt Hanappi-Egger. Um mehr
Schüler aus sozial schwachen
Familien für ein WU-Studium zu
interessieren, werden die Besu-
che von WU-Botschaftern an
Gymnasien, berufsbildenden
höheren Schulen und den letz-
ten zwei Klassen der NeuenMit-
telschule (NMS) ausgebaut. Bei
Schulbesuchen auf dem Uni-
Campus können Studieninteres-
sierte sich künftig außerdem im
Gespräch mit Studienabsolven-
ten und Professoren konkret
über Studienalltag, Berufsper-
spektiven und Forschungspraxis
informieren. Bei sogenannten
Pre-Study-Workshops hilft die
Uni bei der Vorbereitung auf die
vorwissenschaftliche Arbeit und
klärt über die Unterschiede von
Schule, Uni und FH auf.

500 Euro proMonat
Als Pilotprojekt werden ab dem
Herbst 2016 unter dem Titel
WU4You zudem spezielle Sti-
pendien zur Förderung von be-
gabten Schülern aus einkom-
mensschwachen Familien ver-
geben. Maximal zwölf Bachelor-
studenten erhalten bis zu sieben
Semester lang 500 Euro pro Mo-
nat. Das Stipendium soll sicher-
stellen, dass diese sich auf ihr
Studium konzentrieren können
und so die Gefahr des Studien-
abbruchs verringern. Außerdem
gibt es Mentoren zur Unterstüt-
zung im Studienalltag und bei
Bedarf individuelle Betreuung –
mitunter auch durch emeritier-
te Professoren. (APA)

NACHRICHTEN

30 Euromehr für
ältere Studenten
Der Nationalrat beschließt heu-
te die Novelle des Studienförde-
rungsgesetzes. Damit erhalten
Studienbeihilfebezieher über 27
Jahre künftig mehr Geld – mo-
natlich 30 Euro zusätzlich.

Auszeichnung für
sieben Hochschullehrer
Sieben Hochschullehrer wurden
je mit demmit 7000 Euro dotier-
ten Ars-docendi-Staatspreis ge-
ehrt: drei an der Wirtschaftsuni-
versität, drei an der Universität
Wien und einer an der Fach-
hochschule Salzburg. Nominiert
wurde von Studenten, Rektora-
ten und Kollegiumsleitungen.

Neuer Kommandant
für Militärakademie
Verteidigungsminister Hans Pe-
ter Doskozil (SPÖ) hat Brigadier
Karl Pronhagl (54) zum Kom-
mandanten der Militärakade-
mie inWiener Neustadt bestellt.
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„Unis sind Feindbild für Identitäre“
Rektorenchef. Oliver Vitouch sieht Parallelen zur NS-Zeit und will seine Lehrenden nun coachen.
Würde man Ländergeld in Universitäten stecken statt in FH, bekämemanmehr fürs gleiche Geld.

VON BERNADETTE BAYRHAMMER

Die Presse: Identitäre stürmten
am Donnerstag eine Vorlesung
über Flucht und Asyl an der Uni
Klagenfurt. Eine Lehrveranstal-
tung muss nach der Störaktion
nun unter Polizeischutz stattfin-
den. Fürchten Sie, dass sich so
etwas wiederholt?
Oliver Vitouch: Lehrveranstaltung
unter Polizeischutz halte ich für
übertrieben. Wir haben den Verfas-
sungsschutz informiert, und es ist
zu erwarten, dass dieser ein Auge
darauf hat. Wasmir aber wichtig ist:
dass wir ein offenes Haus bleiben.
Es ist auch ein Ziel solcher Stör-
und Drohaktionen, überzogene
Sicherheitsvorkehrungen hervorzu-
rufen. Wir werden denen nicht den
Gefallen tun, die Schotten dichtzu-
machen. Aber wir werden das The-
ma Sicherheit stärker mitdenken.

Was wird denn das bedeuten?
Wir werden die Augen offen hal-
ten. Konkret überlegen wir Trai-
nings für Lehrende dazu, wie man
mit Störfällen kompetent umgeht.
Aber da geht es nicht um Jiu Jitsu.

Es ist nicht das erste Mal, dass
die Identitären an die Uni gehen.
Zuletzt störten sie eine Theater-
aufführung an der UniWien.
Sie haben sich die Veranstaltungen
spezifisch ausgesucht. Und so sehr
auch betont wird, das sei kreativer
Protest, ist der eigentliche Zweck
unübersehbar: den Personen, die
sich für diese Themen interessie-
ren, und den beide Male anwesen-
den Flüchtlingen zu signalisieren:
Ihr seid hier nicht sicher.

Ist auch im Fokus, wofür die Uni-
versität als solche steht?
Ganz sicher, weil sie für Internatio-
nalität, Offenheit, vernunftgeleiteten
Zugang steht und nicht für reflex-
hafte Reaktionen. Schon gar nicht in
Richtung verhetzender Vereinfa-
chungen, bei denen es einfache
Schuldige und einfache Lösungen
gibt. Das sind tatsächlich Sachen,
die imDritten Reich passiert sind.

Sie sehen also klare Parallelen.
Ein Stück weit dockt man an das
leider wieder an. Daher weiß man
nicht, ob man lachen oder weinen
soll. Zum einen sind das lächerli-
che Inszenierungen. Zum anderen

fühlt man sich – so sehr sie sich be-
mühen, ihre Symbolik zu verkap-
pen und auf Armeslänge von Ver-
botsgesetz und Strafrecht entfernt
zu bleiben –, an die Anfänge der SA
erinnert. Das beginnt beim Logo
und geht bis zu den Stoßtrupps.

Sie positionieren sich hier sehr
klar. Darf, soll, muss man das als
Rektor einer Universität?
Ich bin überzeugt, dass die Unis
den Auftrag haben, einen Blick
hinter die Kulissen zu werfen und
nicht nur auf die oberflächlichen
Inszenierungen zu achten. Daher
sind sie für die sogenannten Iden-
titären auch ein Feindbild. Das
wird dann in das Eck gestellt, dass
mit staatlichen Mitteln Propagan-
da betrieben würde.

Tatsächlich wird immer wieder
so argumentiert.
Aber Aufgabe der Unis ist es, Licht
hinter die Dinge zu bringen. Dass
wir das tun und dass wir uns ernst-
haft um Integration und Bildungs-
angebote für Migranten bemühen,
wird uns zum Vorwurf gemacht.

Ein anderes Thema: Der Bund
darf Privatunis nicht finanzieren,
Länder stecken aber Geld hinein.
Wünschen Sie sich neue Regeln?
Ich orte hier einen eigenartigen
Umgang mit öffentlichen Mitteln.
Dort, wo privat draufsteht, sollte
auch privat drin sein – und nicht
Steuergeld. Das sogenannte Private
ist hier vielfach Etikettenschwindel.

Müsste man die Pläne für die ge-
plante private Medizinuni in Ti-
rol stoppen, an der die Landes-
politik bastelt?
Man sollte sich sehr gut anschau-
en, ob das eine sinnvolle Verwen-
dung öffentlicher Mittel ist.

Sollte den Bundesländern ähn-
lich wie dem Bund verboten wer-
den, Privatunis zu finanzieren?
Natürlich denkt niemand daran,
den Privatunis plötzlich die öffent-
liche Finanzierung zu entziehen.
Aber man muss sich eine Regelung
überlegen, die nicht dazu führt,
dass der Bund aus der rechten und
das Land aus der linken Hosenta-
sche zahlt, letztlich alles aus Steu-

ergeldern, zum Teil doppelt und
dreifach. Und so auch sehr schiefe
Wettbewerbsbedingungen schafft.

Da sprechen Sie jetzt auch von
den Fachhochschulen.
Auch da gibt es ein eigenartiges
Bild. Manche Bundesländer finan-
zieren Länge mal Breite dazu. Eine
wesentliche Ansage des Wissen-
schaftsressorts ist derzeit: Das Sys-
tem muss effizienter werden.
Gleichzeitig wird argumentiert, das
gelinge am besten, indemman den
FH-Sektor vergrößert. Da wird vor-
gegaukelt, die Fachhochschulen
seien billiger und effizienter. Wenn
man sich die tatsächlichen Kosten
anschaut, stellt man aber fest, dass
die FH derzeit vielfach die teureren
Institutionen sind.

Und die Unis die effizienteren?
In manchen Fällen muss man tat-
sächlich sagen: Wennman die Mit-
tel, die das Bundesland in eine
Fachhochschule steckt, der Uni-
versität gäbe, würden wir deutlich
effizienter damit umgehen. Man
bekämemehr für das gleiche Geld.

Der Klagenfurter Rektor Oliver Vitouch (45) ist seit einer Woche Präsident der Universitätenkonferenz. [ AAU ]

Wenn Kindergartenpflicht, dann ohne Opt-out
Diskussion. Familienministerin Sophie Karmasin hält wenig von Ausnahmen beim paktierten zweiten Kindergarten-
jahr. Ende Juli soll klar sein, welche Ressourcen es für den Bildungskompass braucht. Der unter Experten umstritten ist.

Wien. Ein Punkt der Bildungsreform,
der vielfach kritisiert wurde, ist für
Familienministerin Sophie Karma-
sin (ÖVP) kein Thema: Dass Eltern
ihre Kinder nach drei Monaten wie-
der vom paktierten zweiten Kinder-
gartenjahr abmelden können, stehe
derzeit nicht zur Diskussion. „Ich
finde diese Opt-out-Variante nicht
sehr kindgerecht und auch nicht
zielführend“, so Karmasin. „Wenn,
dannmuss es ein zweites Gratiskin-
dergartenjahr für alle sein.“

Die Opt-out-Variante hatte der
Pädagogikprofessor Wilfried Datler
bei der „Presse“-Debatte am Mon-
tag zuvor recht heftig kritisiert.
Einer von vielen Kritikpunkten am
Elementarpädagogikpaket der Bil-
dungsreform, das Karmasin zwar
nicht ausverhandelt hatte – das sie
aber nun (teils) umsetzen soll. Das
zweite Kindergartenjahr scheint in
ihren Augen ohnehin nicht zu
drängen: 95 Prozent der Vierjähri-
gen seien bereits im Kindergarten.
Es stelle sich die Frage, ob es die

Verpflichtung brauche – die ja mit
Kosten verbunden ist – oder ob Ge-
spräche mit den Eltern der übrigen
fünf Prozent reichen. Diese wurden
kürzlich gestartet und laufen bis
2018. „Vorher muss man nicht han-
deln. Aber man kann handeln.“

Konkreter – aber
umso umstrittener –
ist der Bildungskom-
pass, mit dem die
Entwicklung der Kin-
der ab dreieinhalb
Jahren dokumentiert
werden soll, damit
auch Volksschulleh-
rer besser über die
Kinder Bescheid wis-
sen. Bis Ende Juli legt
eine Arbeitsgruppe
ein Konzept vor: Es soll ein Beob-
achtungsinstrument sein, das auf
motorische, sprachliche, kognitive
und soziale Fertigkeiten abstellt.
Die Experten – geführt vom Char-
lotte-Bühler-Institut – legen dann
auch vor, welche Ressourcen die

Umsetzung braucht: von der Aus-
bildung der Pädagogen bis zu zu-
sätzlichen Stunden. Dann werde
mit Ländern und Finanzministe-
rium verhandelt, sagt Karmasin.

Die Pädagogin Nina Hover-
Reisner von der FH Campus Wien

hält den Plan für löb-
lich, aber sehr komplex:
„Es bräuchte zuerst ein-
mal Klarheit darüber,
was das bringen soll
und was eine Lehrerin
daraus für den Unter-
richt an Gewinn ziehen
kann.“ Der Kinderpsy-
chiater Paulus Hoch-
gatterer drängt darauf,
die Pädagogen zu befä-
higen, miteinander zu

reden. „Solange das nicht passiert,
wird das Dokumentation um der
Dokumentation wegen.“ Karmasin
setzt darauf, dass auch von den El-
tern eingefordert wird, dass die Da-
ten berücksichtigt werden. Für den
Bildungsforscher Stefan Hopmann

sind standardisierte Verfahren
überhaupt verfehlt. Diese seien
nicht geeignet, um einzelne Kinder
zu beschreiben. In Skandinavien
habe man sich dagegen entschie-
den. Es gebe eine „zentrale Werk-
zeugkiste“ mit diagnostischen Tools
und Unterstützungspersonal, das
man anfordern könne.

Am besten funktioniere eine
Form der Kommunikation zwi-
schen Kindergarten und Schule,
bei der man sich zusammensetze.
Eine für alle verbindliche Standar-
disierung führe dagegen nicht zu
besserer Pädagogik in den Schulen.
Dafür zu Nebeneffekten: „Ich hätte
Horror davor, Eltern mit dem Bil-
dungskompass zur Schuleinschrei-
bung gehen zu lassen. Sie hätten
dann viele Beschreibungen, die mit
ihrem Kind wenig, aber mit ihren
Gefühlen sehr viel zu tun haben.“

Man werde das auch in die
Diskussion einbringen und ent-
sprechend hinterfragen, versprach
Karmasin. (beba)
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